
Stadt Flensburg Flensburg, 26.03.2013 

Der/Die Vorsitzende der Ratsversammlung 
 
 

Beschlussblatt 
 

aus der 48. Sitzung der Ratsversammlung 
vom Donnerstag, 14.03.2013, 16:00 Uhr 

 

 
 

10.1 Kommunale Leitziele zur Zukunft der Bahninfrastruktur in Flens-
burg 
Antrag der CDU-Ratsfraktion 

 RV-2/2013 
1. Ergänzung 

 
Beratung siehe TOP 10. Beschluss entfällt, da die 2. Ergänzung angenommen worden ist. 
 
 
„Es wird eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die bis zum 11.06.2013 ein Verfahren entwickelt, das die 

neue Ratsversammlung bis Oktober 2013 in die Lage versetzt, über folgende Punkte zu entschei-

den: 

- Soll der Bahnhof Flensburg an seinem jetzigen Standort langfristig gesichert, in seiner 

Funktionalität weiter entwickelt und städtebaulich weiter an die Innenstadt heran geführt 

werden? Soll im Gegenzug auch der Zentrale Omnibusbahnhof (ZOB) dichter an den 

Bahnhof geführt oder insgesamt in seiner Funktion verändert/geteilt werden? 

- Soll die Trasse der Hafenbahn - zwischen Wilhelminental und Hafen (Westseite bis zu den 

Stadtwerken und/oder Ostseite bis zum Industriehafen) langfristig gesichert werden? Über 

welches Verfahren  soll dies geschehen? Gibt es alternative Sicherungsmodelle (bspw. 

über Verfahren der Bauleitplanung)? In welchem Umfang wäre eine regelmäßige Nutzung 

der Strecke aktuell möglich? 

- Sollte die Strecke nach dem Konzept langfristig nicht genutzt werden, soll es ein alternati-

ves Nutzungskonzept für die Hafenbahnstrecke geben? 

- Wird eine mögliche, langfristig angelegte Bahnstrategie von Westdänemark nach Nord-

deutschland unterstützt und dafür am Haltepunkt Flensburg-Weiche als künftigem Kern vor 

allem für Fernverkehr festgehalten? 

 

Die Arbeitsgruppe soll dabei geeignete Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung für die Entschei-

dungen vorschlagen, für die dies geboten ist. 

 

Zugleich wird die Verwaltung gebeten, ein Gutachten der Landesweiten Verkehrsservicegesell-

schaft mbH (LVS) einzuholen, das neben den Handlungsoptionen für einen City-Haltepunkt gleich-

rangig die Gesamtmobilität und die stadtentwicklerischen Begleitumstände bearbeitet, die mit ei-

nem solchen Haltepunkt verbunden wären.  

 

Für die Arbeitsgruppe benennt jede Fraktion je ein Mitglied und einen Vertreter. Die Verwaltung 

wird gebeten, fachlich zu unterstützen und die Arbeitsgruppe zu begleiten.“ 
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